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ZITIERVORSCHLAG

Florian Roth/Simon Mazidi, Kommentierung zu Art. 54 DSG, in: Thomas Steiner/Anne-Sophie
Morand/Daniel Hiirlimann (Hrsg.), Onlinekommentar zum Bundesgesetz iiber den Datenschutz

Kurzzitat: OK-Roth/Mazidi, Art. 54 DSG N. XXX.

3. Abschnitt: Amtshilfe
Art. 54 Amtshilfe zwischen schweizerischen Behorden

I Bundesbehorden und kantonale Behorden geben dem EDOB die Informationen und
Personendaten bekannt, die fiir die Erfiillung seiner gesetzlichen Aufgaben erforderlich sind.

2 Der EDOB gibt den folgenden Behorden die Informationen und Personendaten bekannt, die
fiir die Erfiillung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich sind:

a. den Behorden, die in der Schweiz fiir den Datenschutz zustindig sind;

b. den zustindigen Strafverfolgungsbehorden, falls es um die Anzeige einer Straftat nach Artikel
65 Absatz 2 geht;

c. den Bundesbehorden sowie den kantonalen und kommunalen Polizeiorganen fiir den Vollzug
der Massnahmen nach den Artikeln 50 Absatz 3 und 51.
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IN KURZE

Art. 54 DSG regelt die Amtshilfe zwischen dem EDOB und anderen Behorden des Bundes und der
Kantone. Die Amtshilfe ist fiir die Erfiillung der gesetzlichen Aufgaben des EDOB von erheblicher
Bedeutung. Sie ermoglicht erst die Zusammenarbeit zwischen dem EDOB und den anderen Behorden
des Bundes und der Kantone und trigt damit wesentlich zur Durchsetzung des Datenschutzrechts bei.
Abs. 1 regelt die Amtshilfe zugunsten des EDOB, die fiir den Vollzug des DSG erforderlich ist. Abs. 2
verpflichtet den EDOB zur Amtshilfe gegeniiber anderen Behorden. Die Behérden, denen gegeniiber
der EDOB zur Amtshilfe verpflichtet ist, werden in Abs. 2 abschliessend aufgezaihlt.

I. ALLGEMEINES

A. Regelungsgegenstand

Art. 54 DSG regelt die Amtshilfe zwischen dem EDOB und anderen Behérden des Bundes und
der Kantone. Die Bestimmung ist Teil der verwaltungsrechtlichen Kompetenzen des EDOB, die der
Durchsetzung des Datenschutzes dienen.! Sie stellt zudem eine Konkretisierung von Art. 58 Abs. 1 lit.
b DSG dar.2 Sie regelt in Abs. 1 die Amtshilfe zugunsten des EDOB, welche fiir den Vollzug des DSG
erforderlich ist. Abs. 2 verpflichtet den EDOB zur Amtshilfe gegeniiber anderen Behorden, was diesen
Behorden die Erfiillung ihrer jeweiligen gesetzlichen Aufgaben im Anwendungsbereich des DSG
ermoglichen soll.

Art. 44 Abs. 2 Satz 2 BV verpflichtet Bund und Kantone, einander Amtshilfe zu leisten. Die Pflicht zur
Amtshilfe ist einerseits eine Ausprigung des in Art. 44 Abs. 1 BV verankerten Gebots des
partnerschaftlichen Zusammenwirkens der Behorden im Bundesstaat; die Verfassungsbestimmung
verpflichtet Bund und Kantone, sich gegenseitig bei der Erfiillung ihrer Aufgaben zu unterstiitzen und
zusammenzuarbeiten. Sie ist andererseits ein Anwendungsfall der wechselseitigen Beistandspflicht
von Art. 44 Abs. 2 Satz 1 BV3 Bereits vor dem Inkrafttreten der totalrevidierten Bundesverfassung von
1999 bezeichnete die Eidgenossische Datenschutzkommission die grundsitzliche Pflicht aller
Behorden zur informationellen Zusammenarbeit als ungeschriebenen Verfassungsgrundsatz des
schweizerischen Rechts.# Dieser Verfassungsgrundsatz findet nun in Art. 44 Abs. 2 BV seine
positivrechtliche Verankerung.

Die Verfassungsbestimmung muss auf Gesetzesstufe konkretisiert werden® Art. 54 DSG stellt eine
solche Konkretisierung dar, soweit die Amtshilfe zwischen dem EDOB und kantonalen Behérden
angesprochen ist. Zu beachten ist, dass Art. 44 BV nur die Amtshilfe unter Behorden verschiedener
Gemeinwesen betrifft und nicht auch jene zwischen den Behorden des gleichen Gemeinwesens.® Art.
54 DSG stellt in Bezug auf die Amtshilfe zwischen dem EDOB und anderen Bundesbehorden daher
eine eigenstindige Rechtsgrundlage dar.

Der Begriff der Amtshilfe ist gesetzlich nicht eindeutig definiert. Amtshilfe wird gemeinhin verstanden
als die gegenseitige Unterstiitzung von Verwaltungseinheiten (die in keinem

1. Rosenthal, Rz. 124.

2. OFK-Gerschwiler, Art. 54 DSG N. 1.

3. BSK-Waldmann/Kraemer, Art. 44 BV N. 13 und 24 m.w.H.; vgl. ferner auch Botschaft BV, S. 208; CR-Bigler-de-Mooij, Art.
44 Cst. N. 28; SGK-Egli, Art. 44 BV N. 24; Hifelin/Miiller/Uhlmann, N. 1784.

4. VPB 62 (1998) Nr. 40 E. 3b(aa); siche zur Rechtshilfe VPB 62 (1998) Nr. 39 E. 2.

5. Bellanger, S. 9; BSK-Waldmann/Kraemer, Art. 44 BV N. 28; CR-Bigler-de-Mooij, Art. 44 Cst. N. 28; SGK-Egli, Art. 44 BV N.
27.
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Subordinationsverhéltnis zueinanderstehen) bei deren gesetzlicher Aufgabenerfiillung durch
Hilfeleistungen, die nicht prozessrechtlich (zivil-, straf- oder verwaltungsprozessual) geregelt
sind (s. N. 15 ff.).” Sie konnen mit einem erstinstanzlichen Verwaltungsverfahren im Zusammenhang
stehen, miissen aber nicht. Auch Hilfeleistungen ausserhalb bzw. im Vorfeld eines
Verwaltungsverfahrens sind Teil der Amtshilfe.8

Von der Amtshilfe erfasst sind generell alle Hilfeleistungen, mit denen eine Verwaltungsbehorde des
Bundes oder der Kantone eine andere Verwaltungsbehorde des Bundes oder der Kantone in der
Wahrnehmung der gesetzlichen Aufgaben unterstiitzt® Dazu zdhlen neben der Lieferung von
Informationen und Daten (informationelle Amtshilfe) auch das Zurverfiigungstellen von riaumlichen
oder technischen Ressourcen (Fahrzeuge, Raumlichkeiten, technische Mittel etc.). Der Begriff der
Verwaltungsbehorde ist dabei funktionell zu verstehen und umfasst alle juristischen und natiirlichen
Personen, die unmittelbar mit der Erfiillung 6ffentlich-rechtlicher Aufgaben des Bundes, der Kantone
oder der Gemeinden beauftragt sind.’® Im Rahmen von Art. 54 DSG steht die informationelle
Amtshilfe im Vordergrund (s. N. 13).

B. Entstehungsgeschichte

Art. 54 DSG bot im Rechtssetzungsprozess keinen Anlass zu Diskussionen. Die Amtshilfe als
notwendige Voraussetzung zur Erfiillung der gesetzlichen Aufgaben des EDOB war unbestritten. So
war bereits im Vorentwurf (Art. 46 VE-DSG) eine materiell gleichlautende Bestimmung enthalten.
Unter dem alten DSG verpflichtete der Amtshilfeartikel den EDOB lediglich zur Zusammenarbeit mit
den in- und auslindischen Datenschutzbehorden (Art. 31 Abs. 1 lit. ¢ aDSG).! Die Ausweitung der
Amtshilfe auf simtliche Behorden infolge der Revision des DSG steht im Zeichen der mannigfaltigen
Kompetenzerweiterung des EDOB unter dem revidierten DSG.12

Im Vernehmlassungsverfahren monierten einzelne Kantone, dass der sich fiir die kantonalen und
kommunalen Behorden ergebende Mehraufwand nicht klar sei und dass die abzugebenden
Informationen in der Verordnung genauer ausgefiihrt werden sollten!® Mehrere Teilnehmende aus der
Wirtschaft brachten vor, dass Geschifts- oder Fabrikationsgeheimnisse nicht im Rahmen eines
Amtshilfeverfahrens bekanntgegeben werden diirften.4

Die Bestimmung zur nationalen Amtshilfe (Art. 48 E-DSG) wies im Erlassentwurf gegeniiber dem
Vorentwurf lediglich wenige redaktionelle Anderungen auf. So wurde der Wortlaut in Abs. 1

6. BSK-Waldmann/Kraemer, Art. 44 BV N. 25; Gichter/Egli, Rz. 134; siche zur Amtshilfe als Mittel zur Uberwindung der
vertikalen Zustindigkeitsbeschrinkung die Ausfiihrungen unter N. 10.

7. Vgl. SGK-Schweizer, 3. Aufl., Art. 44 BV N. 26; Wermelinger, S. 172 m.w.H., wobei dessen Definition Hilfeleistungen
ausnimmt, die nicht «verfahrensrechtlich» geregelt sind. Nach hier vertretener Auffassung kann Amtshilfe durchaus
verfahrensrechtlich geregelt werden, so etwa in Art. 54 DSG, der die Modalititen der Amtshilfe zumindest in den
Grundziigen regelt. Die Amtshilfe erfolgt jedoch ausserhalb zivil-, straf- oder verwaltungsprozessrechtlicher Verfahren.

8. Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1147.

9. BSK-Waldmann/Kraemer, Art. 44 BV N. 26; vgl. auch Bellanger, S. 9; CR-Bigler-de-Mooij, Art. 44 Cst. N. 33; SGK-Egli, Art.
44 BV N. 25.

10. Vgl. Simon, S. 40; siche zum Begriff der Behorde auch BGE 114 TV 34 E. 2: «Im Bundesstaats- und Bundesverwaltungsrecht
wird der Begriff der Behorde weit gefasst. Er trifft auf alle Bundesorgane zu, die kraft Bundesrecht mit hoheitlicher
Zustiandigkeit staatliche Funktionen ausiiben, stellt also einen Sammelbegriff fiir alle Arten dieser Organe dar [...].».

11. Ausfiihrlich dazu CR-Kerboas/Lennman, Art. 54 Cst. N. 3 ff.

12. Die Erweiterung der Kompetenzen des EDOB im Rahmen der Revision des DSG stand im Zeichen einer Angleichung an
das europdische Recht. Sowohl die Konvention 108+ als auch die DSGVO sehen Entscheidungs- bzw.
Durchsetzungsbefugnissen der Aufsichtsbehérde vor. Im Zentrum stand insbesondere die Ubertragung von
Verfiigungskompetenzen an den EDOB. Mit dieser Kompetenzerweiterung sollte die Durchsetzung des DSG verbessert
werden. [vgl. OK-Reinle, Art. 51 DSG N. 1.]

13. Ergebnisse Vernehmlassungsverfahren DSG, S. 48.
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dahingehend angepasst, dass neu Bundesbehoérden und kantonale Behérden dem EDOB die
Informationen und Personendaten bekanntgeben, die fiir die Erflillung seiner gesetzlichen Aufgaben
erforderlich sind. Im Vorentwurf hielt die Bestimmung die Behorden noch dazu an, die Informationen
und Personendaten bekanntzugegeben, welche fiir den Vollzug dieses Gesetzes erforderlich sind. Abs.
2 lit. a erfuhr ebenfalls eine geringfiigige redaktionelle Anderung, wobei der EDOB neu den Behorden,
die in der Schweiz fiir den Datenschutz zustindig sind, Informationen und Personendaten
bekanntgibt, sofern diese fiir die Erfiillung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich sind. Der
Vorentwurf beschrinkte den Wortlaut noch auf die fiir den Datenschutz zustindigen kantonalen
Behorden. In den anschliessenden Beratungen in den eidgendssischen Riten gab die nationale
Amtshilfe keinen Anlass mehr zu Diskussionen; die Bestimmung wurde in der Fassung des
Erlassentwurfes ohne materielle oder redaktionelle Verdnderung verabschiedet.

Die Tatsache, dass die nationale Amtshilfe nicht Gegenstand von einldsslichen Kontroversen war,
kann auf mehrere Faktoren zuriickgefithrt werden. Zum einen ist der behérdliche Nutzen der
nationalen Amtshilfe zur Erfiillung der gesetzlichen Aufgaben unbestritten. Entsprechend schlicht und
treffend formuliert Poltier: «[...] I'entraide reléve de I'évidence [...].»!5 Durch die Zusammenarbeits-
und Mitwirkungsformen, welche durch die Amtshilfe ermdglicht werden, kann der Datenschutz
effektiver durchgesetzt werden.® Zum anderen stellt die Bestimmung iiber die nationale Amtshilfe
aber auch eine Bestimmung dar, die sich in vielen anderen Bundesgesetzen findet und dort
ebenfalls die Erfiillung der gesetzlichen Aufgaben der jeweiligen Behorden bezwecktl” Dass der
Bundesrat in der Botschaft von einer Standardbestimmung spricht, die sich auch in vielen anderen
Bundesgesetzen finde,!8 kann hochstens so verstanden werden, dass die Amtshilfe als Instrument im
Bundesstaat weithin anerkannt ist. Eine einheitliche Formulierung tiiber die einzelnen Sachgesetze
hinweg besteht jedenfalls nicht (s. N. 14). Dazu regeln die einzelnen Bestimmungen die Tragweite der
Amtshilfe zu unterschiedlich.

C. Normzweck

Der foderalistische Aufbau des Staatswesens und die aufgabenteilige Organisation der Verwaltung
resultieren in einer hohen fachlichen Spezialisierung der einzelnen Behorden. Damit ist eine
sachliche und ortliche Beschrinkung der Zustindigkeit verbunden, welche die Erfiillung der
gesetzlichen Aufgaben stindig zu behindern droht!® Durch die Amtshilfe werden solche
Zustindigkeitsbeschrinkungen mittels Hilfeleistungen iiberwunden.2? So beaufsichtigt der EDOB die
Anwendung der bundesrechtlichen Datenschutzvorschriften umfassend. Datenschutzrechtliche
Fragen stellen sich aber auch im Zusammenhang mit besonderen Sach- und Rechtsgebieten, in denen
bspw. eine andere Bundesbehorde (FINMA, WEKO etc.) mit der Aufsicht und dem Vollzug betraut ist.
Auch aufgrund der vertikalen Kompetenzverteilung Bund—Kantone ist Amtshilfe unabdingbar: So

14. Ergebnisse Vernehmlassungsverfahren DSG, S. 49.

15. Poltier, S. 61; kritisch hierzu Gichter/Egli, Rz. 103, wonach es «[blei richtiger Betrachtung [..] alles andere als
«elbstverstindlich» [ist], dass eine Behorde ermichtigt und verpflichtet ist, (gesetzlich fixierte) Kompetenz- und/oder
Zustiandigkeitsgrenzen zu iiberwinden, um eine andere Behorde zu unterstiitzen.».

16. Gleichzeitig steht die Amtshilfe wiederum in einem Spannungsverhiltnis gegeniiber dem Transparenz- und
Zweckbindungsgrundsatz (Art. 6 Abs. 2 und 3 DSG): Die Behorde, welcher Amtshilfe geleistet wird, kann von der
gewihrenden Behorde allenfalls Informationen und Daten zu anderen Zwecken bearbeiten, als dies urspriinglich
vorgesehen oder erkennbar war. Siehe hierzu auch die Ausfiihrungen unter N. 26.

17. Botschaft DSG, S. 7094; s. Art. 43 VWVG; Art. 32 ATSG, Art. & BGBM, Art. 45 BiiG, Art. 87 BVG, Art. 111-1122 DBG, Art. 6
EmbG, Art. 10 EpG, Art. 38 f. FINMAG, Art. 19 GKG, Art. 29 ff. GwWG, Art. 102 KEG, Art. 41 KG, Art. 41 KMG, Art. 82 KVG,
Art. 75 MWSTG, Art. 32 StG und Art. 71 Abs. 2 StHG.

18. Botschaft DSG, S. 7094.

19. Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1146; siehe auch Hafelin/Miiller/Uhlmann, N. 1774.

20. Gichter/Egli, Rz. 115; vgl. auch OFK-Gerschwiler, Art. 54 DSG N. 9.

Florian Roth / Simon Mazidi 5/23
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werden zur Durchsetzung der Verfiigungen des EDOB gemiss Art. 50 f. DSG in der Regel die
kantonalen Vollstreckungsbehorden beigezogen (s. Art. 50 Abs. 3 DSG). Die Amtshilfe erméglicht den
notwendigen Informationsaustausch und die Zusammenarbeit zwischen den Behorden, wodurch trotz
sachlicher und ortlicher Ausdifferenzierung der behordlichen Tatigkeit die Erfiillung der gesetzlichen
Auftrige gewihrleistet werden kann.

Die Amtshilfe bezweckt eine moglichst optimale und effiziente Erfiillung der o6ffentlichen Aufgaben
und zielt damit auf die Ermoglichung und Begiinstigung eines wirksamen staatlichen Handelns ab.?!
Auf der Grundlage von Art. 54 DSG kann der EDOB bei der Erfiillung seiner gesetzlichen Aufgaben
auf das Fachwissen und die Erfahrung anderer Behorden zuriickgreifen. Da der EDOB mit einer
Vielzahl von bereichspezifischen Fragestellungen konfrontiert sein kann, ist er bei der korrekten und
effizienten Durchfithrung von Untersuchungen oftmals auf Informationen und die Unterstiitzung
anderer Behorden angewiesen.22 Art. 54 DSG stellt diese Zusammenarbeit zugunsten des EDOB
sicher und tragt damit zur Durchsetzung des Datenschutzrechts bei.

Eine weitere wichtige Funktion der Amtshilfe besteht in der Beweiserhebung. Im Rahmen des
erstinstanzlichen Verwaltungsverfahrens durch den EDOB kénnen die Informationen und
Dokumente, die der EDOB infolge der Amtshilfe von anderen Behorden fiir die Erstellung des
relevanten Sachverhalts erhalten hat, als Beweismittel verwendet werden.23

D. Zusammenarbeitsformen und Bedeutung

Die Zusammenarbeitsformen im Rahmen der Amtshilfe sind in der Praxis vielfaltig. Im Rahmen des
DSG steht die informationelle Amtshilfe im Vordergrund. Diese umfasst die Bekanntgabe von Sach-
und Personendaten zum Zwecke der Unterstiitzung des EDOB und umgekehrt durch den EDOB an
andere Behorden und ist in Art. 54 Abs. 1 und 2 DSG jeweils ausdriicklich angesprochen24 Als
Massnahmen der Amtshilfe kommen grundsitzlich alle Verfahrenshandlungen in Betracht, die der
Sachverhaltsabklirung (inkl. Beweismassnahmen) oder der Vollstreckungshandlungen dienen?> Im
Rahmen der Sachverhaltsabklarung stehen verwaltungsinterne Hilfeleistungen wie etwa die Erteilung
von Auskiinften, die Einsicht in amtliche Akten, die Vorlage oder Beschaffung von amtlichen
Dokumenten oder weiteren erforderlichen Unterlagen, die Mitwirkung bei der Abkldrung relevanter
Sachverhalte oder der Zugang zu einer Datenbank im Vordergrund2¢ Als Beweismassnahmen kénnen
auch Befragungen oder ein Augenschein erfolgen?’” Die Amtshilfe im Rahmen der
Vollstreckungshandlungen betrifft Massnahmen, die der Durchsetzung einer behoérdlichen Anordnung
dienen.?8 Art. 50 Abs. 3 DSG spricht die amtshilfeweisen Beweis- und Vollstreckungsmassnahmen des
EDOB ausdriicklich an.

Zusammen mit der Rechtshilfe (s. N. 15 ff.) stellt die Amtshilfe eine unerldssliche Voraussetzung zur
Sicherstellung des einheitlichen Rechtsraums in der Schweiz dar.2® Die Amtshilfe ist fiir die Erfiillung

21. CR-Bigler-de-Mooij, Art. 44 Cst. N. 33; sieche ferner auch Poltier, S. 61.

22. Vgl. Bickel/Wyssling, Art. 41 KG N. 6.

23. Vgl. Bickel/Wyssling, Art. 41 KG N. 7.

24. Vgl. Wermelinger, S. 175.

25. Hifelin/Miller/Uhlmann, N. 1782; Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1146.

26. Bellanger, S. 9.

27. Kolz/Haner/Bertschi, N. 2049.

28. Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1150. Neben Sachverhaltsabklirungen und Vollstreckungshandlungen fallen beispielsweise auch
die Inanspruchnahme oder Bereitstellung von verwaltungsinternen Sach- und Dienstleistungen, die eine Behorde zur
Erfiillung ihrer Verwaltungsaufgaben benétigt, unter die Amtshilfe. Siehe hierzu etwa Gichter/Egli, Rz. 125 und 128; Simon,
S. 46.

29. Jaag, N. 31; siche auch PK-Jaag/Haggi Furrer, Art. 43 VWVG N. 4.

Florian Roth / Simon Mazidi 6/23
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der gesetzlichen Aufgaben des EDOB von erheblicher Bedeutung. Gleichwohl hat Bellangers
Feststellung, wonach die nationale Amtshilfe «[...] comme un parent pauvre du droit [...]»30 erscheine,
auch heute noch nichts an ihrer Giiltigkeit verloren. Dies liegt namentlich daran, dass die nationale
Amtshilfe auf Bundesebene nicht einheitlich geregelt ist. Das VWVG spricht die Amtshilfe in Art. 43
zwar an. Dabei geht es jedoch allein um die Unterstiitzung bei der Vollstreckung von Verfiigen der
Bundesbehorden, die nicht auf Geldzahlung oder Sicherheitsleistung gerichtet sind.3! Nicht unter Art.
43 VwVG fillt hingegen die Amtshilfe im Bereich der Sachverhaltsaufklirung3? Eine tibergreifende
Ordnung, die sowohl das Verfahren als auch die Rechte und Pflichten der Beteiligten regelt, fehit.
Folglich wird die Amtshilfe jeweils auf Stufe der einzelnen Spezialgesetze geregelt. Der Umfang der
Verpflichtung zur Amtshilfe unterscheidet sich im Einzelfall, je nachdem, welches Spezialgesetz
sachlich Anwendung findet.?3 Vorliegend bestimmt sich der Umfang der Verpflichtung zur Amtshilfe in
erster Linie nach dem DSG, insbesondere Art. 54 Abs. 1 und 2 sowie Art. 50 Abs. 3 i.V.m. Abs. 1 DSG.
Der Anwendungsbereich und die Modalititen der Amtshilfe bleiben im FEinzelnen
konkretisierungsbediirftig.

E. Abgrenzungen

Die Amtshilfe zwischen schweizerischen Behorden (im Folgenden: Amtshilfe) ist zum einen von der
Rechtshilfe und zum anderen von der internationalen Amtshilfe abzugrenzen. Die Amtshilfe lasst sich
kaum scharf von der Rechtshilfe abgrenzen.3* Dennoch ist die Abgrenzung aufgrund der damit
verbundenen Rechtswirkungen wesentlich. Sowohl die Wahl des anwendbaren Rechts — und somit
des Verfahrens —3> als auch die Schranken der Massnahmen und die konkrete Ausgestaltung des
Rechtsschutzes kann von der Einordnung abhéngen.3¢ Auf der Ebene der internationalen Amts- und
Rechtshilfe sind die Unterschiede und deren Folgen ausgeprigt: So kann die internationale
Rechtshilfe in Strafsachen unter besonderen Umstidnden in den Anwendungsbereich von Art. 6 EMRK
fallen.3” Eine Beschwerde ans Bundesgericht ist nur bei der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen
und bei der Amtshilfe in Steuersachen, die i.d.R. einen Strafverfolgungszweck aufweist, zulissig.3® Mit
Ausnahme der Amtshilfe in Steuersachen ist gegen Entscheide auf dem Gebiet der Amtshilfe auf dem
Gebiet der internationalen Amtshilfe die Beschwerde an das Bundesgericht unzuléssig.3?

Zur Abgrenzung zwischen Amts- und Rechtshilfe stellen Lehre und Rechtsprechung auf
unterschiedliche Kriterien ab, wobei mitunter eine Kombination der Kriterien zur Qualifikation
herangezogen wird.4? Im Einzelnen kénnen insbesondere folgende Kriterien genannt werden:

* Art bzw. Funktion der involvierten Behérden: Sind Gerichtsbehorden involviert, spricht man
von Rechtshilfe. Die Amtshilfe bezieht sich demgegentiber auf Verwaltungsbehérden.4!

+ Natur des unterstiitzten Verfahrens (nichtstreitiges oder streitiges Verfahren bzw. Verfahren auf
Erlass einer Verfiigung oder Rechtsmittelverfahren)#2 Die Rechtshilfe beschligt

30. Bellanger, S. 9.

31. Gichter/Egli, Art. 43 VWVG N. 2; OFK-Wiederkehr/Meyer/Bohme, Art. 43 VwWVG N. 1. Umfassender aber PK-Jaag/Héggi
Furrer, Art. 43 VWVG N. 10, wonach das VwWVG die grundsitzliche Pflicht zur Leistung von Amtshilfe statuiere.

32. OFK-Wiederkehr/Meyer/Bohme, Art. 43 VWVG N. 1.

33. Vgl. Bellanger, S. 10.

34. BSK-Waldmann/Kraemer, Art. 44 BV N. 26; PK-Jaag/Héggi Furrer, Art. 43 VwWVG N. 6; vgl. BGE 137 11 128 E. 2.3.1.

35. Siehe auch BGE 126 11 126 E. 5a/bb.

36. BGE 126 11 409 E. 6b/aa; BSK-Waldmann/Kraemer, Art. 44 BV N. 26; SGK-Egli, Art. 44 BV N. 25.

37. HK-Harrendorf/Konig/Voigt, Art. 6 EMRK N. 29; siehe im Allgemeinen auch BGE 139 1T 404 E. 6; SGK-Vest, Art. 32 BV N.
3; kritisch Schweizer, S. 1004 f.

38. Art. 84 und Art. 84a BGG; SGK-Schweizer, 3. Aufl., Art. 44 BV N. 27.

39. Art. 83 lit. h BGG.

40. BVGer A-1735/2011 vom 21.12.2011 E. 1.1.5; siehe ferner zu weiteren Kriterien Koélz/Hadner/Bertschi, N. 2039; Simon, S. 35 ff.
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Zusammenarbeitsformen, die sich auf verwaltungsexterne Verfahren beziehen#3 Letztere finden
vor einer Behorde statt, die ausserhalb der Verwaltung steht und institutionell von dieser
unabhingig ist# Die Rechtshilfe betrifft deshalb vorwiegend (zivil-, straf-, oder
verwaltungs-)prozessrechtliche Hilfeleistungen im Rahmen von gerichtlichen Verfahren#
Klassisches Beispiel ist die Vollstreckung von Urteilen#¢ Die Amtshilfe umfasst demgegeniiber
Hilfeleistungen zwischen Verwaltungsbehorden des Bundes und der Kantone, die ausserhalb
prozessrechtlich festgelegter Verfahren geleistet werden#” Sie erfolgt daher im Rahmen von
verwaltungsinternen Verfahren oder ausserhalb eines Verwaltungsverfahrens und wird auf
Ersuchen einer Verwaltungsbehorde oder spontan vorgenommen.*8

Folgt man diesen Kriterien, so kann von Amtshilfe gesprochen werden, wenn Hilfeleistungen
zwischen Verwaltungsbehorden im Rahmen eines verwaltungsinternen Verfahrens oder eines
Verfahrens ausserhalb eines Verwaltungsverfahrens erbracht werden. Demgegeniiber besteht
Rechtshilfe bei Hilfeleistungen im Rahmen von bzw. zur Unterstiitzung von prozessrechtlich
geregelten — oftmals gerichtlichen — Verfahren.#?

Da das Verfahren vor dem EDOB gemiss Art. 49 ff. DSG ein erstinstanzliches, nichtstreitiges
Verwaltungsverfahren — und nicht ein prozessrechtlich geregeltes (Gerichts-)Verfahren — ist, erfolgt
die behordliche Zusammenarbeit in Form der Amtshilfe. Daher wird die Rechtshilfe in Art. 54 DSG
auch nicht angesprochen. Unter die Amtshilfe fillt auch die Vollstreckung der (vorsorglichen)
Massnahmen, die der EDOB im Rahmen einer Untersuchung anordnen kann.>0

Von Art. 54 DSG ist nur die Amtshilfe zwischen schweizerischen Behorden erfasst.
Grenziiberschreitende Hilfeleistungen fallen unter die Regelung tiber die internationale Amtshilfe
(Art. 55 DSG).

Ferner sind nicht alle Hilfeleistungen innerhalb eines verwaltungsinternen Verfahrens oder ausserhalb
eines Verwaltungsverfahrens von der Amtshilfe erfasst. Die Hilfeleistungen im Rahmen der Amtshilfe
dient der gesetzlichen  Aufgabenerfilllung der ersuchenden Behorde.  Allgemeine
Zusammenarbeitsformen oder bestimmte Kooperationsregelungen zwischen den Behorden stellt
keine Amtshilfe dar.>! Solche Kooperationen bestehen, wenn verschiedene Behorden zur Behandlung
einer bestimmten Angelegenheit sachlich zustindig sind52 Die Kooperation richtet sich im
Anwendungsbereich des DSG nach Art. 53 DSG.

Schliesslich richtet sich die Amtshilfe stets an andere Behorden. Sie ist nicht personenbezogen.
Ersucht der EDOB im Rahmen einer Abklirung nach Unterstiitzung durch eine Beamtin oder einen
Beamten mit einem spezifischen Fachwissen, kommen die Bestimmungen {iiber das
Sachverstindigengutachten zur Anwendung. Gestiitzt auf Art. 52 Abs. 1 DSG kommen in diesem Fall
Art. 12 lit. e VWVG i.V.m. Art. 57 ff. BZP zur Anwendung.>3

41. Gichter/Egli, Rz. 107; kritisch dazu dussern sich Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1147; Simon, S. 37.

43. Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1147; ferner auch Hafelin/Miiller/Uhlmann, N. 1783.

44. Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 12.

45. Gichter/Egli, Art. 43 VWVG N. 2; vgl. auch; PK-Jaag/Héggi Furrer, Art. 43 VWVG N. 7; Wermelinger, N. 11.

46. Vgl. Bickel/Wyssling, Art. 41 KG N. 5; PK-Jaag/Higgi Furrer, Art. 43 VWVG N. 7.

47. Hifelin/Miiller/Uhlmann, N. 1782; vgl. auch statt vieler Wermelinger, N. 6.

48. BSK-Waldmann/Kraemer, Art. 44 BV N. 26; vgl. auch Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1147; kritisch Wermelinger, S. 176 Fn. 17
m.w.H., wonach die Amtshilfe grundsitzlich einen entsprechenden Antrag erfordere.

49. Vgl. SGK-Egli, Art. 44 BV N. 26; BSK-Waldmann/Kraemer, Art. 44 BV N. 26; Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1147; eher kritisch
Kolz/Haner/Bertschi, N. 2040.

50. Vgl. SHK-Baeriswyl, Art. 52 DSG N. 5.

51. PK-Jaag/Haggi Furrer, Art. 43 VWVG N. 9; siehe zum Ganzen Hifelin/Miiller/Uhlmann, N. 1776 ff.

52. BSK-Waldmann/Kraemer, Art. 44 BV N. 26; Hifelin/Miller/Uhlmann, N. 1783; Ko6lz/Hédner/Bertschi, N. 2042; Simon, S. 42.
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Art. 54 DSG

F. Schranken

22 Art. 54 DSG verankert eine Rechtspflicht der betreffenden Behoérden zur Amtshilfe. Informationen
und Personendaten diirfen jedoch nur ausgetauscht werden, soweit das Amtsgeheimnis dies zuldsst
und die Anforderungen des Grundrechtsschutzes, des Datenschutzes und der Amtshilfe eingehalten
werden, die sich teilweise tiberschneiden.>*

1. Amtsgeheimnis

23 Als Schranke der Amtshilfe kommt zunichst das Amtsgeheimnis zum Tragen35 Das Amtsgeheimnis
hat durch das Offentlichkeitsprinzip eine starke Relativierung erfahren: Informationen miissen unter
dem BGO entweder explizit als geheim bezeichnet werden oder es miissen gewichtige Interessen dem
Offentlichkeitsprinzip gegeniiberstehen.5¢ Die Behérden diirfen nun alle Informationen an andere
Behorden weitergeben, die sie auch Privaten gestiitzt auf das Offentlichkeitsprinzip hitten zur
Verfiigung stellen miissen.”” Gleichwohl kénnen gesetzliche Geheimhaltungspflichten ein Hindernis
fiir die Bekanntgabe von Informationen zugunsten anderer Behorden sein (Art. 36 Abs. 6 lit. b DSG).
Solche Geheimhaltungspflichten resultieren zum einen aus dem strafrechtlich geschiitzten
Amtsgeheimnis (Art. 320 StGB), dem Berufsgeheimnis (Art. 321 StGB), dem Fabrikations- und
Geschiftsgeheimnis (Art. 162 StGB) oder auch dem Steuergeheimnis (Art. 110 DBG). Zum anderen ist
es nach dem Personalrecht den Angestellten des offentlichen Dienstes untersagt, berufliche und
geschiftliche Angelegenheiten offenzulegen, die ihrer Natur nach oder aufgrund von
Rechtsvorschriften oder Weisungen geheim zu halten sind (Art. 22 BPG i.V.m. Art. 94 BPV)>8 Das
Amtsgeheimnis besteht auch gegeniiber den zur Verschwiegenheit verpflichteten Beamtinnen und
Beamten anderer Amtsstellen:>° Eine Verletzung des Amtsgeheimnisses liegt daher vor, wenn die
Beamtin oder der Beamte ein Geheimnis einem anderen Amt innerhalb oder ausserhalb ihres oder
seines Departements oder einem Vorgesetzten, dem sie oder er nicht unmittelbar unterstellt ist,
offenbart.®® Keine Verletzung des Amtsgeheimnisses besteht beim Vorliegen eines
Rechtfertigungsgrundes. Dies ist dann der Fall, wenn die Bekanntgabe der Informationen in einem
Sachgesetz ausdriicklich erlaubt oder durch die schriftliche Einwilligung der vorgesetzten Behorden
die Offenbarung des Geheimnisses gestattet ist.o!

24 Art. 54 DSG dussert sich nicht ausdriicklich zu der Frage, ob die Bestimmung eine Durchbrechung der
gesetzlichen  Geheimhaltungspflicht  zuldsst.62 Die Bestimmung kann u.E. nicht als
Blanketterméchtigung zur Bekanntgabe gesetzlicher Geheimhaltungspflichten im Wege der Amtshilfe
verstanden werden, ansonsten die Geheimhaltungspflicht allein durch Anfrage einer anderen Behorde
aufgehoben werden konnte. In Ermangelung einer konkretisierenden gesetzlichen Regelung kann
nach hier vertretener Auffassung Art. 36 DSG — in Bezug auf andere Informationen als Personendaten
analog — herangezogen werden. Gemiss Abs. 6 lit. b lehnen Bundesorgane die Bekanntgabe ab,
schrinken sie ein oder verbinden sie mit Auflagen, wenn gesetzliche Geheimhaltungspflichten dies

53. Vgl. Bickel/Wyssling, Art. 41 KG N. 5.

54. Vgl. Hifelin/Miiller/Uhlmann, N. 1787; Kolz/Héner/Bertschi, N. 2050; s. illustrativ auch § 7 Abs. 3 letzter Satz VRG/ZH.

55. Siehe zum Begriff des Amtsgeheimnis BGE 127 IV 122 E. 1; BGE 116 IV 56 E. 1a; BGE 114 1V 44 E. 2; ferner auch BSK-
Oberholzer, Art. 320 StGB N. 8.

56. Art. 4 lit. a oder Art. 7 BGO; siehe dazu Hiifelin/Miiller/Uhlmann, N. 1787; PK-Jaag/Higgi Furrer, Art. 43 VWVG N. 20.

57. Gichter/Egli, Art. 43 VwWVG N. 10; Héfelin/Miiller/Uhlmann, N. 1787; SGK-Egli, Art. 44 BV N. 32.

58. Siehe zum Ganzen PK-Jaag/Higgi Furrer, Art. 43 VWVG N. 19; Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1160.

59. Rasellj, S. 32 f.; Reinhardt, S. 541 f.

60. Bellanger, S. 10; Blochlinger, S. 19.

61. Art. 14 StGB und Art. 320 Abs. 2 StGB; sieche zum Ganzen Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1160.

62. A.M. CR-Kerboas/Lennman, Art. 54 Cst. N. 39, wonach Art. 54 DSG zweifellos als ausreichende gesetzliche Grundlage fiir
die Amtshilfe in Bezug auf Informationen anzusehen ist, die unter das Amtsgeheimnis fallen.
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verlangen. Auch im Zusammenhang mit der Gewdhrung von Amtshilfe hat die ersuchte Behorde u.E.
daher eine Interessenabwigung vorzunehmen. Stellt Art. 54 DSG, wie gesehen, fiir sich allein keine
gentigende gesetzliche Grundlage fiir die Bekanntgabe von Informationen und Personendaten dar, so
ist entsprechend Art. 36 Abs. 2 die Bekanntgabe nur zuldssig, wenn sie zur Erfiillung der gesetzlichen
Aufgaben unentbehrlich ist (lit. a) oder andere Griinde wie etwa die Einwilligung der betroffenen
Person®? (lit. b) vorliegen.®* Es ist stets eine Abwigung zwischen dem Interesse an der Amtshilfe und
den entgegenstehenden Geheimhaltungsinteressen vorzunehmen (s. auch Art. 36 Abs. 6 lit. a DSG). Im
Zusammenhang  mit  dieser  Interessenabwigung oder zum = Schutz  gesetzlicher
Geheimhaltungspflichten (Art. 36 Abs. 6 lit. b DSG) kann es auch angezeigt sein, die Bekanntgabe von
Personendaten an Auflagen zu kniipfen oder die Personendaten zu anonymisieren. Zuldssig muss
die Leistung der Amtshilfe zudem sein, wenn ein anderer Rechtfertigungsgrund gemaéss Art. 320 StGB
vorliegt, etwa die Ermachtigung der vorgesetzten Behorde (Art. 320 Ziff. 2 StGB).

2. Grundrechtliche Anforderungen

Eine weitere Schranke der Amtshilfe stellt der Schutz der Grundrechte dar. So schiitzt Art. 13 Abs. 2
BV personliche und personenbezogene Daten, wobei der sachliche Schutzbereich auch die
Bekanntgabe solcher Daten an Dritte umfasst.®> Ein Eingriff in die Grundrechte der betroffenen
Personen liegt daher in der Regel bei der Bekanntgabe von Personendaten an andere Behorden vor$6
Hilfeleistungen, die im Rahmen der Amtshilfe in Grundrechte von Privaten eingreifen, miissen den
Voraussetzungen von Art. 36 BV gentigen. Aus Art. 36 Abs. 1 BV folgt in diesen Fillen fiir die Amtshilfe
das Erfordernis einer geniigenden gesetzlichen Grundlage. Wihrend Bundesbehorden — wie auch der
EDOB - bei der Amtshilfe das DSG zu beachten haben, unterstehen die kantonalen Behérden, die
Amtshilfe an den EDOB leisten, den jeweiligen kantonalen Datenschutzgesetzen. Auch die weiteren
Eingriffsvoraussetzungen in Form des iiberwiegenden o6ffentlichen Interesses und der Wahrung der
Verhiltnismassigkeit sind bei der Bekanntgabe von Personendaten an andere Behorden stets zu
beachten.®’ Schliesslich sind auch bei Amtshilfehandlungen, die nicht in grundrechtliche Positionen
eingreifen, die Behorden an die Grundsitze des rechtsstaatlichen Handelns gebunden (Art. 5 BV).
Dazu zihlen etwa das Legalititsprinzip, das Erfordernis des offentlichen Interesses und der
Verhiltnismassigkeitsgrundsatz.8  Der  Bundesgesetzgeber hat die verfassungsrechtlichen
Voraussetzungen fiir die Bekanntgabe von Personendaten in das Datenschutzgesetz iibernommen und
weiter konkretisiert.

3. Grundsatz der Zweckbindung

Neben dem Erfordernis der gesetzlichen Grundlage bei Bekanntgabe von Personendaten sieht das
DSG eine Zweckbindung vor (Art. 6 Abs. 3 DSG). Die Weiterverwendung von Personendaten infolge
der Amtshilfe diirfte haufig nicht im Einklang mit der datenschutzrechtlichen Zweckbindung der
urspriinglichen Datenbeschaffung und -bearbeitung stehen. Dies schliesst jedoch nicht aus, dass
Personendaten zu einem spiteren Zeitpunkt fiir andere Zwecke verwendet werden, sofern hierfiir

63. Entsprechend der Praxis zu Art. 320 StGB kann eine Einwilligung der betroffenen Person jedoch nur dann rechtfertigend
wirken, wenn sich die Geheimhaltungsinteressen auf die Interessen der betroffenen Person beschrinken, vgl. BSK-
Oberholzer Art. 320 StGB N. 13 m.H.

64. Siehe zu den weiteren Rechtfertigungsgriinden Art. 36 Abs. 2 lit. c—e.

65. Vgl. statt vieler BSK-Diggelmann, Art. 13 BV N. 33.

66. Blochlinger, S. 41; Poltier, S. 76 f.; vgl. auch Biaggini, Art. 44 BV N. 9; SGK-Egli, Art. 44 BV N. 30; Gichter/Egli, Art. 43
VwVG N. 10.

67. Hafelin/Miller/Uhlmann, N. 1788; Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1152.

68. Art. 5 Abs. 2 BV.

69. Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1152; SGK-Egli, Art. 44 BV N. 30.
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eine Rechtsgrundlage oder ein Rechtfertigungsgrund besteht.”0 Art. 54 DSG stellt in Verbindung mit
Art. 36 DSG eine solche gesetzliche Grundlage dar, die den Behorden erlaubt, bei der Bekanntgabe
der Personendaten von der urspriinglichen Zweckbindung abzuweichen.

4. Spezialitatsprinzip

Eine weitere Auspriagung des Grundsatzes der Zweckbindung hat sich im Rahmen der internationalen
Rechts- und Amtshilfe herausgebildet. Wie auch die datenschutzrechtliche Zweckbindung dient er
der verhiltnismissigen Handhabe von Informationen und Personendaten. Dieses als
Spezialititsprinzip bekannte Erfordernis verlangt, dass die Informationen und Personendaten von der
ersuchenden Behorde nur fiir die Zwecke verwendet werden diirfen, fiir die sie von der ersuchten
Behorde iibermittelt wurden.”! Hierzu hat die ersuchende Behorde den Zweck anzugeben, zu dem die
erbetenen Informationen oder Personendaten benétigt werden.”? Auch wenn das Spezialititsprinzip
oftmals nur im Zusammenhang mit der internationalen Amtshilfe thematisiert wird, ist es fiir die
nationale Amtshilfe ebenso einschligig.”3 Fiir die Weitergabe von Informationen und Personendaten
entfaltet die amtshilferechtliche Zweckbindung somit eine beschrinkende Wirkung.

G. Durchsetzung und Rechtsschutz

Aus der Natur der Amtshilfe als partnerschaftliches Zusammenwirken von Behorden ergibt sich, dass
die Behorden einander organisatorisch gleichgestellt sind und somit kein Subordinationsverhaltnis
zwischen ihnen besteht.”# Der EDOB kann sein Amtshilfebegehren gegeniiber den Bundesbehérden
oder den kantonalen Behorden nicht mit einer verwaltungsinternen Weisung oder Anordnung
durchsetzen. Auch kann er nicht erwirken, wie, bis wann und in welchem Umfang Amtshilfe geleistet
werden muss; dasselbe gilt im Umkehrschluss auch bei der Amtshilfe des EDOB zugunsten anderer
Behorden. Die Modalititen der Amtshilfe sind zwischen den involvierten Behorden einvernehmlich
festzulegen.”s Anders ist die Situation, wenn der EDOB gegeniiber Bundesorganen gemiss Art. 50 Abs.
3 DSG Untersuchungsmassnahmen anordnet, wobei diese Massnahmen dann nicht unter die
Amtshilfe fallen. Das Bundesorgan erbringt in diesem Fall nicht Hilfsleistungen fiir den EDOB,
sondern ist als Untersuchungsadressat zur Mitwirkung verpflichtet.

Amtshilfe erfolgt zwischen den Behorden.’® Weigert sich die ersuchte Behorde nach Priifung eines
Gesuchs die Informationen oder Personendaten bekanntzugeben, so kann die ersuchende Behorde
den Entscheid nicht anfechten.”7 Das DSG ridumt dem EDOB oder den anderen in Abs. 2 genannten
Behorden kein besonderes Beschwerderecht im Sinne von Art. 48 Abs. 2 VWVG ein. Denkbar ist
immerhin, dass sich die ersuchende Behorde im Falle einer beharrlichen Weigerung der ersuchten
Behorde an deren vorgesetzte Stelle bzw. iibergeordneten Aufsichtsbehorde mittels
Aufsichtsbeschwerde wendet.”8 Es ist dann Sache der Aufsichtsbehorde, die Einhaltung der
Amtshilfepflicht bei unbegriindetem Widerstand durchzusetzen und der ersuchten Behorde
gegebenenfalls die erforderlichen Weisungen zu erteilen.” Fiir Behorden, die nicht dem gleichen
Gemeinwesen angehoren, steht gestiitzt auf Art. 120 Abs. 1 lit. b BGG die Klage an das Bundesgericht

70. SHK-Baeriswyl, Art. 6 DSG N. 40.

71. Vgl. Kolz/Hiner/Bertschi, N. 2052.

72. Poltier, S. 82.

73. Bellanger, S. 23; CR-Kerboas/Lennman, Art. 54 Cst. N. 35; Gichter/Egli, Art. 43 VWVG N. 10; Poltier, S. 82.

74. Vgl. Breitenmoser/Weyeneth, S. 1064; Kolz/Héner/Bertschi, N. 2039; Wermelinger, S. 172.

75. Vgl. Bickel/Wyssling, Art. 41 KG N. 4.

76. Bellanger, S. 25.

77. Vgl. auch SHK-Baeriswyl, Art. 54 DSG N. 10, fiir den Fall von Art. 54 Abs. 2 lit. a DSG.

78. Vgl. BGE 12711 32 E. 2f; Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1174; zur Aufsichtsanzeige allgemein Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 2041 ff.
79. Vgl. Pliiss, § 7 VRG N. 133.
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offen.80 Besteht zwischen dem EDOB und einer kantonalen Vollzugsbehorde eine Streitigkeit tiber
Bestand und Umfang der Amtshilfepflicht nach Art. 54 DSG, kann der Klageweg beschritten werden.

Auch wenn die Amtshilfe zwischen Behorden stattfindet und somit als «[...] behordeninterne
Handlung [...]» bezeichnet werden kann, kann sie eine Reflexwirkung auf Private entfalten.8! Die im
Rahmen der Amtshilfe vorgenommenen behordlichen Handlungen kénnen Rechtspositionen oder
schutzwiirdige Interessen der Verfahrensbeteiligten oder Dritter berithren. Zu denken ist etwa an die
Ubermittlung von Personendaten bei der informationellen Amtshilfe oder an die Anwendung von
Zwangsmassnahmen im Rahmen des Vollzugs.82 Art. 54 DSG &ussert sich nicht dazu, ob die Behérden
bei der Amtshilfe zur Durchfiihrung eines Verwaltungsverfahrens verpflichtet sind. Gemaiss Art.
52 Abs. 1 DSG richtet sich das Untersuchungsverfahren nach dem VwVG. Daraus folgt, dass — wenn
der EDOB im Rahmen des Untersuchungsverfahrens um Amtshilfe ersucht — und dies Auswirkungen
auf die Rechte und Pflichten der betroffenen Personen hat, die im VwVG garantierten
Verfahrensrechte zum Tragen kommen. Der Entscheid der ersuchten Behorde, Amtshilfe zu leisten, ist
als Verfiigung zu betrachten, wenn schutzwiirdige Interessen von privaten Personen betroffen sind.83
Die privaten Personen miissen in diesem Fall die Moglichkeit haben, sich in das Verfahren
einzubringen. Zu diesem Zweck kommt der privaten Person Parteistellung zu und sie ist nach
Massgabe von Art. 30 VWVG anzuhoren. Der Entscheid zur Gewihrung der Amtshilfe stellt sodann
eine Verfiigung nach Art. 5 VWVG dar, die zu begriinden ist und eine Rechtsmittelbelehrung enthalten
muss (Art. 35 VwVG).84

Hinsichtlich des Zeitpunkts der Ausiibung der Verfahrensrechte konnen nach Lehre und
Rechtsprechung verschiedene Differenzierungen vorgenommen werden:

+ Die ersuchende Behorde muss die Verfahrensparteien oder Dritte nicht anhéren, wenn sie
andere Behorden um Amtshilfe ersucht. Der Verzicht auf ein Verwaltungsverfahren lisst sich durch
den nachtriglich gewidhrten Rechtsschutz im Hauptverfahren rechtfertigen.85 So kann die
Verfahrenspartei ihre Rechte vor dem EDOB als ersuchende Behérde zu einem spiteren Zeitpunkt
geltend machen. Stiitzt der EDOB im Rahmen des Untersuchungsverfahrens seinen Entscheid auf
die amtshilfeweisen erlangten Informationen, hat er die Verfahrenspartei davon zu unterrichten
und ihr Akteneinsicht zu gewihren8¢ Die Verfahrenspartei kann auf dieser Grundlage die
Richtigkeit der Informationen oder die Zulissigkeit der Beschaffung und Bekanntgabe der
Informationen bestreiten.8”

Der Entscheid der ersuchten Behorde, Amtshilfe zu leisten, erfolgt in der Regel in der Form einer
Verfligung, sofern schutzwiirdige Interessen von privaten Personen betroffen sind. Sie muss jedoch
nicht verfiigen, wenn sie zur Amtshilfe verpflichtet ist und keinen Beurteilungsspielraum hat88 Die
Durchfiihrung eines Verwaltungsverfahrens ist aber oftmals angezeigt. Dies trifft insbesondere
dann zu, wenn die gesetzliche Amtshilfevorschrift einen Beurteilungsspielraum eroffnet, was in
einer Vielzahl von Konstellationen denkbar ist: Ein solcher Beurteilungsspielraum kann sich
ergeben, wenn die ersuchte Behorde dariiber befinden muss, ob die Bekanntgabe der
Informationen und Personendaten tatsdchlich fiir die Erfilllung der gesetzlichen Aufgabe der

80. Vgl. Bickel/Wyssling, Art. 41 KG N. 39; Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1174; Pliiss, § 7 VRG N. 133.

81. Thurnherr, N. 842

82. PK-Jaag/Higgi Furrer, Art. 43 VWVG N. 25.

83. Kolz/Haner/Bertschi, N. 2088.

84. Bellanger, S. 25 f.

85. Vgl. BGer 2C_806/2011 vom 20.3.2012 E. 1.3.

86. Vgl. auch Art. 52 Abs. 1 DSG, wonach sich das Untersuchungsverfahren und die Verfiigungen nach Art. 50 und 51 DSG nach
dem VwVG richten.

87. Vgl. Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1166.
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ersuchenden Behorden erforderlich ist. Bei der Bekanntgabe von Personendaten ist wegen des
Eingriffs in Art. 13 Abs. 2 BV ferner stets die Verhiltnisméssigkeit der Weitergabe zu priifen und es
sind gegebenenfalls Auflagen oder andere Beschrinkungen (z.B. Schwirzungen) zu verfiigen. Da
sich Art. 54 DSG schliesslich nicht zu gesetzlichen Geheimhaltungspflichten dussert, kann im
Einzelfall eine Interessensabwigung zwischen der Unentbehrlichkeit der Hilfeleistung nach Art. 36
Abs. 2 lit. a DSG und einem allfilligen entgegenstehenden Geheimhaltungsinteresse erforderlich
sein. Da bei Verfahrensbeteiligten jedoch auch in diesen Fillen ein nachtriglicher Rechtsschutz
besteht, wird in der Lehre geltend gemacht, dass die Durchfithrung eines Verwaltungsverfahrens
nur dann erforderlich ist, wenn tber den Beurteilungsspielraum hinaus ein nicht
wiedergutzumachender Nachteil droht. Sind beide Voraussetzungen erfiillt, sollte der
Verfahrenspartei bereits vor dem Entscheid der ersuchten Behorde iiber die Gewihrung der
Amtshilfe rechtliches Gehor und damit Rechtsschutz geboten werden.8?

Die ersuchte Behorde muss schliesslich auch die Rechtsposition von Dritten beriicksichtigen.
Soweit im Rahmen der Amtshilfe Personendaten iibermittelt werden, die sich auf die Rechte und
Pflichten von am Hauptverfahren nicht beteiligten Personen auswirken, ist diesen Parteistellung
einzurdumen. Da es fiir Dritte keine Moglichkeit des nachtriglichen Rechtsschutzes gibt, miissen
bereits im Zeitpunkt der Bekanntgabe der Personendaten die Verfahrensrechte beachtet werden.
Dies ist nur moglich, wenn sie vorgingig angehort werden und ein begriindeter und anfechtbarer
Entscheid erlassen wird.?°

Das Rechtsmittelverfahren richtet sich nach dem VwVG. Die Verfiigungen unterliegen gemiss Art.
44 VwVG der Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht.! Letztinstanzlich kann eine Beschwerde
in offentlich-rechtlichen Angelegenheiten an das Bundesgericht gemiss Art. 82 ff. BGG erhoben
werden; Entscheide betreffend die innerstaatliche Amtshilfe sind unbeschrinkt anfechtbar.?2
Ausgeschlossen von der Beschwerde in 6ffentlich-rechtlichen Angelegenheiten sind einzig Entscheide
auf dem Gebiet der internationalen Amtshilfe, mit Ausnahme der Amtshilfe in Steuersachen?® Ferner
betrifft die Ausnahme von Art. 83 lit. v BGG nur Entscheide des Bundesverwaltungsgerichts iiber
Meinungsverschiedenheiten zwischen Behorden im Rahmen der innerstaatlichen Amtshilfe.?*
Beschwerden privater Verfahrensbeteiligter sind davon nicht betroffen.?>

Die Vollstreckungshandlungen selbst stellen Realakte dar, weshalb sie grundsitzlich nicht
anfechtbar sind. In diesem Zusammenhang ist einzig eine Aufsichtsbeschwerde moglich. Diese kann
entweder bei der zustindigen kantonalen Aufsichtsbehdérde oder beim EDOB anhingig gemacht

88. Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1166, mit Verweis auf BGE 124 1 176 E. 6b: «Hingegen kann von vornherein kein schutzwiirdiges
Interesse an der Durchfiithrung eines Verfahrens bestehen, wenn der gesetzliche Informationsanspruch unbedingt gegeben
ist und auch gegen den Willen des Betroffenen geltend gemacht werden kann. Die Auskunft kann so oder so nicht
verweigert werden, auch wenn der Betroffene sich dagegen stellt. Es handelt sich in solchen Fillen um einen unmittelbar
gesetzlichen Anspruch, der nicht erst im Einzelfall durch Verfiigung begriindet wird. Deshalb kann auch kein
verfassungsrechtlicher Anspruch darauf bestehen, ein besonderes Verfahren durchzufiihren, in dessen Verlauf erst iiber die
Auskunftserteilung entschieden wiirde [...].».

89. Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1169; Kolz/Haner/Bertschi, N. 2089.

90. Pliiss, § 7VRG N. 133.

91. Art. 47 Abs. 1 lit. b VWVG iV.m. Art. 31 VGG und Art. 33 lit. d VGG; siehe zum Ganzen Bellanger, S. 25 f.; PK-Jaag/Higgi
Furrer, Art. 43 VwVG N. 25.

92. Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1171.

93. Art. 83 lit. h BGG; BSK-Hiberli, Art. 83 BGG N. 178.

94. Die Zustindigkeit des Bundesverwaltungsgerichts zur Beurteilung solcher Meinungsverschiedenheiten zwischen
Bundesbehoérden und Behdrden des Bundes und der Kantone muss gemiss Art. 36a Abs. 1 VGG in einem Bundesgesetz
vorgesehen sein. Soweit ersichtlich ist dies gegenwirtig nur in Art. 41 FINMAG der Fall. Siehe hierzu BSK-Héberli, Art. 83
BGG N. 308 ff.; Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1175.

95. Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1171.
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werden. Letzterer bleibt als ersuchende Bundesbehorde fiir die Vollstreckung zustindig, weshalb er
die ordnungsmassige Erledigung der Vollstreckungshilfe durch die Kantone auch zu iiberwachen hat.%

II. AMTSHILFE ZUGUNSTEN DES EDOB (ABS. 1)

Abs. 1 legt den Grundsatz fest, dass die Behorden des Bundes und der Kantone dem EDOB die
Informationen und Personendaten bekanntgeben, die fiir die Erflillung seiner gesetzlichen Aufgaben
erforderlich sind. Abs. 1 hat eine Doppelnatur, indem er einerseits den EDOB ermichtigt, Amtshilfe
bei anderen Behorden einzuholen. Er verpflichtet andererseits die ersuchten Behorden dazu,
Amtshilfe zu leisten.%’

Bei den ersuchten Behorden handelt es sich um Bundesbehorden und kantonale Behorden. Die
kommunalen Behorden werden in Art. 54 Abs. 1 DSG nicht ausdriicklich erwihnt. Baeriswyl leitet
daraus ab, dass die kommunalen Behérden gegeniiber dem EDOB nicht zur Amtshilfe verpflichtet
seien.”8 Fiir diese Ansicht spricht eine systematische Auslegung: Die kommunalen Behorden finden in
Abs. 3 ausdriickliche Erwihnung, nicht jedoch in Abs. 1. Ausserdem sind nach verbreiteter Auffassung
die Gemeinden nicht Adressaten von Art. 44 BV, der die Grundsitze der Amtshilfe im Bundesstaat
regelt.?? Allerdings bestehen gute Griinde fiir eine gegenteilige Auffassung: Zum einen gibt es in den
Materialien keinen Hinweis darauf, dass die nationale Amtshilfe in Art. 54 DSG so zu verstehen ist,
dass kommunale Behérden vom Begriff «kantonale Behorden» ausgenommen wiren. Zum anderen
erscheint es fraglich, ob der Ausschluss kommunaler Behorden im Hinblick auf die Funktion der
Amtshilfe — nimlich dem EDOB die Erfiillung seiner Aufgaben im Rahmen einer konsequenten
Durchsetzung des Datenschutzes zu ermoglichen - zielfiihrend ist, zumal der Umfang der
Ubertragung offentlicher Aufgaben an die Gemeinden den Kantonen iiberlassen ist und somit
Behorden mit weitreichenden Aufgabenbereichen von der Amtshilfepflicht ausgenommen wiren.
Gerade in Anbetracht des Zwecks ist es naheliegend anzunehmen, dass die Gemeinden dem EDOB
auch Amtshilfe erbringen sollen.100

Inhalt und Umfang der zu liefernden Angaben werden in Abs. 1 nicht niher umschriebenl® Die
Bestimmung spricht von Informationen und Personendaten, die zur Erfiillung der gesetzlichen
Aufgaben des EDOB erforderlich sind. Mit der ausdriicklichen Erwihnung der Personendaten wird in
Abs. 1 zumindest klargestellt, dass dem EDOB im Rahmen der Amtshilfe alle Angaben bekanntgegeben
werden diirfen, die sich auf eine bestimmte oder bestimmbare natiirliche Person beziehen.!92 Ergénzt
wird diese Bestimmung durch Art. 39 lit. ¢ DSV, wonach der EDOB Personendaten, einschliesslich
besonders schiitzenswerter Personendaten, im Rahmen der Zusammenarbeit mit Behdérden des
Bundes, der Kantone und des Auslandes bearbeiten darf. Die Bezugnahme auf Informationen macht
deutlich, dass sich Art. 54 DSG auf die informationelle Amtshilfe bezieht. Neben der ausdriicklich

96. Vgl. Gichter/Egli, Art. 43 VWVG N. 12; OFK-Wiederkehr/Meyer/Béhme, Art. 43 VwVG N. 10.

97. Vgl. Bickel/Wyssling, Art. 41 KG N. 6.

98. SHK-Baeriswyl, Art. 54 DSG N. 3; gl. M. CR-Kerboas/Lennman, Art. 54 Cst. N. 34.

99. BSK-Waldmann/Kraemer, Art. 44 BV N. 25; gl. M. Biaggini, Art. 44 BV N. 9; CR-Bigler-de-Mooij, Art. 44 Cst. N. 34; SGK-
Egli, Art. 44 BV N. 7. Nach hier vertretener Auffassung wire es aber denkbar, aus Art. 44 BV eine Verpflichtung der Kantone
abzuleiten, die Amtshilfe gegeniiber den Bundesbehérden sicherzustellen, auch wenn die Sachaufgabe nach Massgabe des
kantonalen Rechts den Gemeinden tbertragen wurde. Wie dies im Innenverhiltnis zwischen den kantonalen und
kommunalen Behorden genau geregelt wird, ist Sache des kantonalen Rechts und nicht von Art. 44 BV. Aus dem Grundsatz
der Einheit der Verwaltung wird jedoch die Pflicht zur Amtshilfe zwischen den Behérden desselben Gemeinwesens
abgeleitet (vgl. etwa Art. 10 VRPG/AG, Art. 50 VRG/FR, Art. 24 Verwaltungsrechtspflegegesetz/GL oder § 12a VRG/TG); vgl.
Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1151; Simon, S. 66 f.

100. Vgl. auch OFK-Gerschwiler, Art. 54 DSG N. 4.

101. CR-Kerboas/Lennman, Art. 54 Cst. N. 36; OFK-Gerschwiler, Art. 54 DSG N. 5.

102. Art. 5 lit. a DSG; OFK-Gerschwiler, Art. 54 DSG N. 5.

Florian Roth / Simon Mazidi 14 /23



37

38

39

Art. 54 DSG

erwihnten Bekanntgabe von Personendaten ist damit die Weitergabe von Sachdaten gemeint (s. N. 13).
Die Amtshilfe im Rahmen der Vollstreckungshandlungen wird in Art. 50 Abs. 3 DSG genannt. Aufgrund
der weit gefassten Formulierung von Abs. 1 ergibt sich eine inhaltliche Konkretisierung der Art der
Informationen und Personendaten in erster Linie durch eine Auslegung anhand der gesetzlichen
Aufgaben des EDOB.

Die gesetzlichen Aufgaben des EDOB sind vielfiltig und im 7. Kapitel des DSG aufgezihlt. Zu
denken ist zunidchst an die Untersuchung von Verstossen gegen Datenschutzvorschriften nach Art. 49
ff. DSG. Weitere Aufgaben des EDOB bestehen in der Fiihrung eines Registers der
Bearbeitungstitigkeiten der Bundesorgane (Art. 56 DSG) und der jihrlichen Berichterstattung an die
Bundesversammlung (Art. 57 DSG). Art. 58 DSG zihlt sodann in nicht abschliessender Weise
zusatzliche Aufgaben aufl93 Es ist nicht von vornherein klar, fiir welche Aufgaben und in welchem
Umfang der EDOB Informationen und Personendaten von anderen Behorden benotigt.104 Es wird sich
daher in der Praxis zeigen, in welchen Situationen und bei welchen Handlungen zur Erfiillung einer
gesetzlichen Aufgabe der EDOB auf solche Informationen oder Personendaten angewiesen ist. Es liegt
indes nahe, dass der EDOB bei Untersuchung von Verstossen gegen Datenschutzvorschriften die
Amtshilfe der Behorden des Bundes oder der Kantone anfordern wird!9> Sowohl fiir die
Sachverhaltsabklarung als auch die Vollstreckung der Verwaltungsmassnahmen nach Art. 51 DSG ist
die Amtshilfe ein zentrales Instrument. Der EDOB kann etwa die kantonalen Polizeiorgane um
Unterstiitzung bei der Durchfiihrung der Untersuchungsmassnahmen ersuchen.106

Die in Abs. 1 genannte Bekanntgabe von Informationen oder Personendaten kann spontan oder auf
Anfrage erfolgen.l%7 Die Bestimmung ist in ihrem Wortlaut aber weit weniger eindeutig als etwa Art.
112 Abs. 1 DBG, der auf beide Formen der Amtshilfe ausdriicklich Bezug nimmtl%8 Spontane
Amtshilfe liegt vor, wenn eine Behorde gesetzlich verpflichtet ist, eine andere Behorde von Amtes
wegen Uber Tatsachen zu informieren, von denen sie Kenntnis hatl%® Andere Behérden kénnen den
EDOB beispielsweise von sich aus darauf aufmerksam machen, dass eine Datenbearbeitung durch ein
Bundesorgan oder eine Privatperson gegen Datenschutzvorschriften verstossen konnte. Amtshilfe
kann demgegeniiber auch auf Ersuchen des EDOB hin erfolgen. Die Amtshilfe auf Ersuchen stellt die
klassische Konzeption der Amtshilfe dar.!10

Da die anderen Behorden zur Bekanntgabe der Informationen oder Personendaten verpflichtet sind,
handelt es sich in diesem Fall um obligatorische Hilfeleistungen, die grundsitzlich nicht im Ermessen
der ersuchten Behorde liegen.l"! Vom Wortlaut («geben bekannt») her ist die Bestimmung mit Art. 32
Abs. 1 ATSG und Art. 87 Abs. 1 BVG vergleichbar, die ebenfalls eine obligatorische Hilfeleistung
vorschreiben.!’2 Es ist jedoch zu beachten, dass eine Verpflichtung zur Amtshilfe nur besteht, soweit
die Erforderlichkeit der Bekanntgabe der Informationen und Personendaten gegeben ist. Dies
setzt voraus, dass die ersuchte Behorde befugt ist, die Erforderlichkeit der Bekanntgabe zu priifen.
Amtshilfe darf nur geleistet werden, wenn und soweit der EDOB ohne die Informationen oder
Personendaten seinen jeweiligen gesetzlichen Auftrag nicht oder nur mit erheblichem Mehraufwand

103. Ausfiihrlich hierzu auch CR-Kerboas/Lennman, Art. 54 Cst. N. 35.

104. SHK-Baeriswyl, Art. 54 DSG N. 3.

105. Erl. Bericht VE, S. 79; vgl. auch OFK-Gerschwiler, Art. 54 DSG N. 6.

106. Erl. Bericht VE, S. 109.

107. Siehe Botschaft DSG, S. 7094; Erl. Bericht VE, S. 81; OFK-Gerschwiler, Art. 54 DSG N. 3; ausfiihrlich hierzu CR-Kerboas/
Lennman, Art. 54 Cst. N. 42 ff.; vgl. aber die Ausfithrungen und Verweise in Fn. 48.

108. Bellanger, S. 19 f.; Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1149.

109. Bellanger, S. 19; siehe ferner Kolz/Héner/Bertschi, N. 2048.

110. Kiener/Riitsche/Kuhn, N. 1149.

111. CR-Kerboas/Lennman, Art. 54 Cst. N. 41; vgl. auch Bellanger, S. 20 f.; Kélz/Héner/Bertschi, N. 2048.

112. Vgl. Bellanger, S. 20 f.
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erfiilllen konntel’3 Entsprechend halten Kerboas/Lennman auch fest, dass eine blosse Verbesserung
oder bessere Effizienz bei der Erfiillung der gesetzlichen Aufgabe nicht als Rechtfertigung fiir die
Bekanntgabe dienen kann.!* [st die Erforderlichkeit nicht gegeben, so besteht auch keine
Verpflichtung zur Bekanntgabe der Informationen oder Personendaten. Sowohl fiir die Bekanntgabe
von Personendaten (Art. 36 Abs. 3 BV) als auch von Informationen (Art. 5 Abs. 2 BV) ergibt sich dies
bereits aus dem Verhéltnismassigkeitsprinzip (s. N. 25).11> Dariiber hinaus kann sich eine Verweigerung
der Amtshilfe oder allenfalls eine an Auflagen gekniipfte oder mit Beschrinkungen (z.B.
Schwirzungen) verbundene Bekanntgabe rechtfertigen (s. N. 24).

Im Gegensatz zu den Bestimmungen zur Amtshilfe in anderen Sachgesetzen (Art. 32 Abs. 1 ATSG, Art.
45 Abs. 1 BUG oder Art. 87 Abs. 1 BVG) sieht Art. 54 DSG nicht ausdriicklich vor, dass die ersuchende
Behorde der ersuchten Behorde eine schriftliche und begriindete Anfrage stellen muss. Eine
schriftiche und begriindete Anfrage dringt sich etwa dort auf, wo ein erhohtes
Legitimationsbediirfnis fiir die Bekanntgabe der betreffenden Informationen besteht. Dies ist z.B. im
Sozialversicherungsrecht der Fall, da die Bekanntgabe von Daten eine Abweichung vom Grundsatz
der Schweigepflicht darstellt;1¢ im Einbiirgerungsverfahren handelt es sich bei den fiir die Beurteilung
des Erwerbs oder Verlusts des Schweizer Biirgerrechts erforderlichen Daten hiufig um besonders
schiitzenswerte Personendaten im Sinne von Art. 5 lit. ¢ DSGIM” Nicht bei allen
Informationsbeschaffungen des EDOB besteht ein solches Legitimationsbediirfnis. Im Verzicht auf das
Erfordernis einer schriftlichen Anfrage in Abs. 1 kommt zum Ausdruck, dass die
Handlungsmaglichkeiten des EDOB nicht tibermissig eingeschrankt werden sollen und ein Interesse
an einer moglichst einfachen und effizienten Durchsetzung des Datenschutzes besteht.!’® Gerade
wenn der EDOB bei anderen Amtsstellen um einfache Auskiinfte ersucht, ist eine schriftliche Anfrage
nicht zwingend. Sofern der EDOB um die Herausgabe von Personendaten ersucht oder die Angaben
im Rahmen einer Untersuchung von Verstdssen gegen Datenschutzvorschriften verwendet werden
sollen, sollte nach der hier vertretenen Auffassung — auch mit Blick auf Rechtsschutzanspriiche
betroffener Personen (s. N. 30 f.) — die Anfrage schriftlich gestellt werden.

Art. 54 DSG bietet keine Grundlage fiir Massenauskiinfte iiber eine Vielzahl von Personen!’® So
hielt der EDOB noch unter dem alten DSG in einer Stellungnahme fest: «Umfassendere
Datenbekanntgaben beispielsweise mittels (elektronischer) Listen und die Ubernahme in andere
Datensammlungen verlangen eine ausdriickliche Rechtsgrundlage, in welcher auch die erforderlichen
Grenzen der Datenbearbeitungen und die Sicherheit zu regeln sind.»20 Mangels ausdriicklicher
Ermichtigung in Art. 54 DSG ist davon auszugehen, dass der EDOB keine Massenauskiinfte im
Zusammenhang mit Personendaten einholen oder bekanntgeben darf. Ebenso ist davon auszugehen,
dass Anfragen ohne prizisen Anlass oder konkrete Fragestellung (sog. fishing expeditions») bei
Amtshilfe auf Ersuchen hin nicht zuldssig sind.12! Mit Bezug auf Art. 19 Abs. 1 lit. a aDSG (der heute
Art. 36 Abs. 2 lit. a DSG entspricht) hat etwa das Bundesverwaltungsgericht festgehalten, dass «[d]ie

113. Kieser, Art. 32 ATSG N. 41.

114. CR-Kerboas/Lennman, Art. 54 Cst. N. 35.

115. Vgl. OFK-Gerschwiler, Art. 54 DSG N. 7, der dies allerdings nur fiir die Bekanntgabe von Personendaten annimmt.

116. Botschaft iiber die Anpassung und Harmonisierung der gesetzlichen Grundlagen fiir die Bearbeitung von Personendaten in
den Sozialversicherungen, S. 262.

117. Botschaft Teilrevision BiiG, S. 2839.

118. Vgl. Kieser, Art. 32 ATSG N. 34.

119. Hifelin/Miller/Uhlmann, N. 1788.

120. VPB 62 (1998) Nr. 43 E. 2.2; so auch Bellanger, S. 16 f.; Hifelin/Miiller/Uhlmann, N. 1788.

121. CR-Kerboas/Lennman, Art. 54 Cst. N. 37; vgl. auch Géachter/Egli, Art. 43 VWVG N. 10; Kolz/Héner/Bertschi, N. 2052; siehe
auch BGE 134 1I 318 E. 6.1: «L'obbligo di collaborazione non permette infatti al fisco di consultare indistintamente e senza
obiettivo concreto tutti i documenti di un'altra autorita |[...].».
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ersuchende Behorde [...] gegeniiber der angefragten Stelle den relevanten Sachverhalt darstellen, die
gewiinschten Auskiinfte und Unterlagen konkret bezeichnen und den Grund des Gesuchs nennen
[muss] [...].»122 Dies gilt unseres Erachtens auch im Zusammenhang mit Art. 54 DSG.

Eine Begriindung ist stets anzugeben, auch wenn sich dieses Erfordernis nicht ausdriicklich aus Abs.
1 ergibt: Zum einen muss die ersuchte Behorde die Erforderlichkeit der Bekanntgabe der
Informationen und Personendaten beurteilen kénnen. Zum anderen verlangt der Grundsatz der
amtshilferechtlichen Zweckbindung (Spezialititsprinzip) eine Angabe des Zwecks, zu dem die
ersuchten Informationen oder Personendaten bendtigt werden (s. N. 27). Erfolgt die Amtshilfe auf
Ersuchen des EDOB, so hat dieser somit stets zu begriinden, inwiefern er die Informationen oder
Personendaten zur Erfiillung seiner gesetzlichen Aufgaben im konkreten Einzelfall benotigt.

I1I. AMTSHILFE ZUGUNSTEN ANDERER BEHORDEN (ABS. 2)

Der EDOB gibt bestimmten Behorden Informationen und Personendaten bekannt, soweit dies zur
Erfiillung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist. Dabei zihlt Abs. 2 abschliessend auf, bei
Gesuchen welcher Behorden der EDOB zur Leistung von Amtshilfe verpflichtet ist.123

Art. 54 DSG dient als gesetzliche Grundlage zur gegenseitigen Leistung von Amtshilfe. Daher kann in
Bezug auf Inhalt und Umfang der Angaben («Informationen und Personendaten»), die Erforderlichkeit
der Bekanntgabe sowie die weiteren Modalititen auf die Ausfiihrungen zu Abs. 1 verwiesen werden.
Wie auch bei Abs. 1 kann die Amtshilfe sowohl spontan als auch auf Ersuchen der in Abs. 2 genannten
Behorden erfolgen.!?¢ Im Rahmen eines Ersuchens handelt es sich um eine obligatorische
Hilfeleistung durch den EDOB. Die Bekanntgabe von Informationen und Personendaten steht mit
anderen Worten nicht in seinem Ermessen. Voraussetzung hierfiir ist jedoch, dass die Bekanntgabe
erforderlich ist und ihr keine anderen Schranken entgegenstehen. So untersteht auch der EDOB etwa
dem Amtsgeheimnis nach Art. 22 BPG.125

A. Amtshilfe an Datenschutzbehorden (lit. a)

Abs. 2 lit. a stellt im Verhiltnis zu anderen Datenschutzbehoérden eine Reziprozitit fiir die
Ubermittlung von Informationen und Personendaten her: So wie der EDOB diese Behorden nach Abs.
1 fiir Informationen und Personendaten anfragen kann, konnen die anderen Datenschutzbehoérden
den EDOB um Auskunft ersuchen. Mit den Behorden, die in der Schweiz fiir den Datenschutz
zustiandig sind, sind Behorden gemeint, deren gesetzlicher Auftrag ebenfalls in der Aufsicht und der
Durchsetzung des Datenschutzes liegt. Dies ergibt sich jeweils aus den entsprechenden
Rechtsgrundlagen auf Bundes-, Kantons- oder Gemeindeebene.!26

Zur Konkretisierung des Begriffs der Datenschutzbehdérden kénnen die Anforderungen aus Art. 15
Konvention 108+ herangezogen werden. Art. 15 Abs. 5 Konvention 108+ sieht u.a. vor, dass die
Aufsichtsbehorde bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Befugnisse in volliger Unabhingigkeit
und Unparteilichkeit sowie weisungsungebunden agiert. Vor diesem Hintergrund kommen als
unabhingige Datenschutzbehoérden im Sinn von Art. 15 Abs. 5 Konvention 108+ unabhingige
kantonale und kommunale Datenschutzbehorden sowie andere oOffentlich-rechtliche
Organisationen in Frage.12”

122. BVGer A-6320/2014 vom 23.8.2016 E. 7.1.

123. CR-Kerboas/Lennman, Art. 54 Cst. N. 47.

124. Botschaft DSG, S. 7094; Erl. Bericht VE, S. 81; OFK-Gerschwiler, Art. 54 DSG N. 11; vgl. aber Fn. 48.
125. Botschaft DSG, S. 7091; CR-Kerboas/Lennman, Art. 54 Cst. N. 48.

126. OFK-Gerschwiler, Art. 54 DSG N. 11; vgl. CR-Kerboas/Lennman, Art. 54 Cst. N. 17 ff.
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Datenschutzberaterinnen und -berater der Bundesorgane (Art. 10 Abs. 4 DSG) iiben gemiss Art.
26 Abs. 1 lit. b DSV ihre Funktion gegeniiber dem Bundesorgan zwar fachlich unabhingig und
weisungsgebunden aus. Thnen kommt indes keine Behordenstellung zu.128

Neben der Bekanntgabe von Informationen und Personendaten auf Ersuchen einer anderen Behorde
im FEinzelfall findet ein Informationsaustausch tiiber die folgenden institutionalisierten
Mechanismen und Foren statt. Diese stellen einen gegenseitigen Informationsfluss zwischen dem
EDOB und den kantonalen und kommunalen Datenschutzbehérden sicher und erméglichen, dass die
Behorden ihre Anliegen und ihr Fachwissen einbringen konnen.

«Im Verein privatim schliessen sich die unabhingigen Datenschutzbehoérden der offentlich-
rechtlichen  Korperschaften der  Schweiz  zur  Konferenz  der  schweizerischen
Datenschutzbeauftragen zusammen. Diese fordert die Zusammenarbeit zwischen den Kantonen,
den Gemeinden und dem Bund im Bereich des Datenschutzes durch einen stindigen
Informationsaustausch. Der Verein dussert sich zu datenschutzrechtlichen Themen im Rahmen
von Stellungnahmen, Vernehmlassungsantworten, Leitfiden oder Merkblittern.1?° So hat privatim
etwa ein Merkblatt zu Cloud-spezifischen Risiken und Massnahmen publiziert und sich zum
Entscheid verschiedener kantonalen Regierungen zur Nutzung von «Microsoft 365» in der
Verwaltung gedussert.!30 Ebenso hat der Verein zusammen mit dem EDOB seinen Leitfaden zur
Anwendung des Datenschutzrechts auf die digitale Bearbeitung von Personendaten im
Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen in der Schweiz aktualisiert!3! Hierbei handelt es
sich um eine allgemeine Zusammenarbeitsform zwischen den Behorden.

Gestiitzt auf Art. 111g AIG, Art. 102d AsylG und Art. 8b BPI arbeiten die kantonalen
Datenschutzbehérden und der EDOB im Rahmen ihrer jeweiligen Zustindigkeiten im Hinblick auf
eine koordinierte Aufsicht tiber die Bearbeitung von Personendaten im Rahmen der
Zusammenarbeit von Schengen/Dublin zusammen.32 Zu diesem Zweck hat der EDOB eine
Koordinationsgruppe der Schweizerischen Datenschutzbehorden im Rahmen der Umsetzung der
Assoziierungsabkommen gebildet. Die Koordinierungsgruppe widmet sich dem Austausch von
Informationen, die fiir eine wirksame Beaufsichtigung iiber die Datenbearbeitung erforderlich sind,
erortert Schwierigkeiten bei der Auslegung und Anwendung der Rechtsvorschriften, analysiert
Probleme, die bei der Ausiibung der Beaufsichtigung oder im Zusammenhang mit den Rechten der
betroffenen Personen auftreten konnen, und erarbeitet harmonisierte Vorschlige und
Stellungnahmen im Hinblick auf gemeinsame Losungen.!33

127. Vgl. CR-Kerboas/Lennman, Art. 54 Cst. N. 49; OFK-Gerschwiler, Art. 54 DSG N. 9.

128. SHK-Baeriswyl, Art. 54 DSG N. 7.

129. OFK-Gerschwiler, Art. 54 DSG N. 10.

130. privatim, Merkblatt Cloud-spezifische Risiken und Massnahmen, https://www.privatim.ch/wp-content/uploads/2023/10/
privatim Cloud-Merkblatt v3_ 01 20220203 def. DE.pdf, besucht am 29.9.2023; privatim, Kein Freipass fiir «Microsoft
365», 30. September 2022, https://[www.privatim.ch/de/kein-freipass-fur-microsoft-365/, besucht am 29.9.2023.

131. privatim, Leitfaden der Datenschutzbehdrden von Bund und Kantonen zur Anwendung des Datenschutzrechts auf die

digitale Bearbeitung von Personendaten im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen in der Schweiz, 15.12.2022,

https://www.privatim.ch/wp-content/uploads/2022/12/L eitfaden-Wahlen-und-Abstimmungen_ Version-2022 DE.pdf,

besucht am 29.9.2023; vgl. auch CR-Kerboas/Lennman, Art. 54 Cst. Fn. 44.

132. Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft, der Europiischen Union und der Europiischen
Gemeinschaft iiber die Assoziierung dieses Staates bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-
Besitzstands (SR 0.362.31); Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europdischen
Gemeinschaft iiber die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zustindigen Staates fiir die Priifung eines in einem
Mitgliedstaat oder in der Schweiz gestellten Asylantrags (SR 0.142.392.68).

133. Siehe hierzu Art. 1 Abs. 2 der Geschiftsordnung der Koordinationsgruppe der schweizerischen Datenschutzbehérden im
Rahmen der Umsetzung des Schengen-Assoziierungsabkommens, besucht am 29.9.2023. Siehe zum Ganzen auch CR-
Kerboas/Lennman, Art. 54 Cst. N. 54; OFK-Gerschwiler, Art. 54 DSG N. 10.
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B. Amtshilfe an Strafverfolgungsbehorden (lit. b)

Nach Art. 65 Abs. 2 DSG hat der EDOB ein Anzeigerecht bei mutmasslichen Widerhandlungen gegen
die Strafbestimmungen des 8. Kapitels des DSG.13 Meldungen iiber Verletzungen der Datensicherheit
nach Art. 24 DSG diirfen demgegeniiber in einem Strafverfahren gegen die meldepflichtige Person nur
mit deren Einverstindnis verwendet werden.!3

Im Interesse einer wirksamen Durchsetzung des Datenschutzes kann der EDOB mit diesem
Anzeigerecht auf eine einheitliche Anwendung des DSG hinwirken. Er kann sich im Rahmen eines
kantonalen Strafverfahrens als Privatkliger konstituieren.l3¢ Dariiber hinaus kann er auch
Einstellungsverfiigungen anfechten und Rechtsmittel gegen kantonale Entscheide ergreifen.!37

Die Anzeige der mutmasslichen Widerhandlung bei der zustindigen kantonalen
Strafverfolgungsbehorde geht in der Regel mit einer Bekanntgabe von Personendaten einher. Dabei
handelt es sich um besonders schiitzenswerte Personendaten nach Art. 5 lit. ¢ Ziff. 5 DSG.138 Fiir die
Bekanntgabe von Personendaten stellt Art. 54 Abs. 2 lit. b DSG die erforderliche Rechtsgrundlage
dar.139

C. Amtshilfe an Bundesbehorden und kantonale und kommunale Polizeiorgane (lit. c)

Nach Art. 50 Abs. 3 DSG kann der EDOB zum Vollzug der Massnahmen nach Art. 50 Abs. 1 DSG
andere Bundesbehorden sowie die kantonalen oder kommunalen Polizeiorgane beiziehen. Die
Massnahmen bestehen darin, dass der EDOB Zugang zu allen Auskiinften, Unterlagen, Verzeichnissen
der Bearbeitungstitigkeiten und Personendaten, die fiir die Untersuchung erforderlich sind (lit. a),
Zugang zu Riaumlichkeiten und Anlagen (lit. b), Zeugeneinvernahmen (lit. ¢) oder Begutachtungen
durch Sachverstindige (lit. d) anordnen kann. Dies ist jedoch nur moglich, wenn er eine Untersuchung
eroffnet hat und die private Person oder das Bundesorgan ihrer oder seiner Mitwirkungspflicht nicht
nachkommt.40 Die Amtshilfe durch die kantonalen oder kommunalen Polizeiorgane erfolgt in Form
von Vollstreckungshandlungen, die der Durchsetzung der behérdlichen Anordnung des EDOB dienen.
Diese Amtshilfe erfolgt zu Gunsten des EDOB und fillt somit unter Art. 54 Abs. 1 DSG. Art. 54 Abs. 2
lit. ¢ DSG bietet die erforderliche Rechtsgrundlage, damit der EDOB den genannten Behérden die
erforderlichen Informationen und Personendaten fiir einen wirksamen Vollzug seiner Anordnungen
tibermitteln kann.14!

Fiir den Vollzug der Massnahmen nach Art. 51 DSG kann der EDOB den Bundesbehoérden sowie
den kantonalen und kommunalen Polizeiorganen ebenfalls Informationen und Personendaten
bekanntgeben, die zur Erfiillung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich sind. Art. 51 sieht
Verwaltungsmassnahmen vor und iibertrigt dem EDOB Verfiigungskompetenzen. So kann er nach
Abs. 1 bei einer Verletzung von Datenschutzvorschriften verfiigen, dass die Bearbeitung ganz oder

134. Art. 60 ff. DSG; OFK-Gerschwiler, Art. 54 DSG N. 12.

135. Art. 24 Abs. 6 DSG; CR-Kerboas/Lennman, Art. 54 Cst. N. 56.

136. Vgl. Art. 118 ff. StPO; CR-Kerboas/Lennman, Art. 54 Cst. N. 55.

137. Botschaft DSG, S. 7104.

138. OFK-Gerschwiler, Art. 54 DSG N. 12.

139. Vgl. Art. 36 Abs. 1i.V.m. Art. 34 Abs. 2 lit. a und ¢ DSG; siehe ferner SHK-Baeriswyl, Art. 54 DSG N. 11, der Art. 65 Abs. 2
DSG bereits als hinreichende Rechtsgrundlage zur Bekanntgabe solcher Personendaten qualifiziert und Art. 54 Abs. 2 lit. b
DSG daher nur deklaratorischen Charakter beimisst.

140. Botschaft DSG, S. 7091.

141. OFK-Gerschwiler, Art. 54 DSG N. 13; SHK-Baeriswyl, Art. 54 DSG N. 11, der Art. 50 Abs. 3 DSG bereits als hinreichende
Rechtsgrundlage zur Bekanntgabe solcher Personendaten qualifiziert und Art. 54 Abs. 2 lit. b DSG daher nur
deklaratorischen Charakter beimisst.
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teilweise angepasst, unterbrochen oder abgebrochen wird und die Personendaten ganz oder teilweise
geloscht oder vernichtet werden.

Anders als bei der Vollstreckung der nach Art. 50 DSG angeordneten Massnahmen ist die
Vollstreckung der Verfiigungen des EDOB nach Art. 51 DSG nicht ausdriicklich im DSG geregelt.
Hierfiir gilt das VwWVG. Zumindest gegeniiber privaten Personen ergibt sich dies bereits aus der
Tatsache, dass der EDOB Verfiigungskompetenzen hat, womit er gemdss Art. 1 Abs. 2 lit. ¢ VwWVG dem
VWVG unterstellt ist.142 Das VWVG ist bereits mangels anwendbarer Ausnahmebestimmungen gemass
Art. 2 f. VWVG auf Verwaltungsverfahren des EDOB anwendbar. Art. 52 Abs. 1 DSG bestitigt nochmals
ausdriicklich die Anwendbarkeit des VWVG auf das Verwaltungsverfahren des EDOB. Die Bestimmung
dient vor allem der Klarstellung.

Fiir die Vollstreckung von Verfiigungen stellt Art. 41 VwVG die erforderliche gesetzliche Grundlage
dar. Der EDOB kann auf den - freilich nicht abschliessenden -14% Katalog von
Vollstreckungsmassnahmen zuriickgreifen, der in der Bestimmung enthalten ist. Der EDOB muss sich
an das in Art. 41 VWVG vorgesehene Verfahren halten, das die Androhung des Vollzugs unter
(Nach-)Fristansetzung,* die Festsetzung und den Vollzug der Zwangsmassnahmen umfasst.45 Bei
Gefahr im Verzug kann er auf die Androhung des Zwangsmittels und die Einrdumung einer
Erfiillungsfrist verzichten.!4¢

Falls der EDOB die teilweise oder vollstindige Léschung oder gar Vernichtung verfiigt und sich die
private Person oder das Bundesorgan weigert, kann er nach Art. 41 Abs. 1 lit. a und lit. b VwVG die
Loschung oder Vernichtung selbst veranlassen.!4

Fir die Vollstreckung kann der EDOB Bundesbehoérden sowie kantonale und kommunale
Polizeiorgane beizichen.8 Gestiitzt auf Art. 54 Abs. 2 lit. ¢ DSG kann der EDOB den genannten
Behorden die erforderlichen Informationen und Personendaten tbermitteln, damit diese die
Vollstreckungshandlung vornehmen kénnen.
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besucht am 9.7.2023 (zit. als Ergebnisse Vernehmlassungsverfahren DSG).

Eidgenoéssischer Datenschutz- und Offentlichkeitsbeaufiragter, 28.1.1998, in: VPB 62 (1998) Nr. 43, S.
376 ff.

Urteil der Eidgenossischen Datenschutzkommission vom 10.1.1997, in: VPB 62 (1998) Nr. 40, S. 328 ff.
Urteil der Eidgenossischen Datenschutzkommission vom 9.5.1996, in: VPB 62 (1998) Nr. 39, S. 318 ff.
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https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2000/99/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-fga-2000-99-de-pdf-a.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2000/99/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-fga-2000-99-de-pdf-a.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2000/99/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-fga-2000-99-de-pdf-a.pdf
https://www.amtsdruckschriften.bar.admin.ch/viewOrigDoc/10054111.pdf?id=10054111&action=open
https://www.amtsdruckschriften.bar.admin.ch/viewOrigDoc/10054111.pdf?id=10054111&action=open
https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2017/2057/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-fga-2017-2057-de-pdf-a.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2017/2057/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-fga-2017-2057-de-pdf-a.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2017/2057/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-fga-2017-2057-de-pdf-a.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2011/422/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-fga-2011-422-de-pdf-a.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2011/422/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-fga-2011-422-de-pdf-a.pdf
https://www.bj.admin.ch/dam/bj/de/data/staat/gesetzgebung/datenschutzstaerkung/vn-ber-d.pdf.download.pdf/vn-ber-d.pdf
https://www.bj.admin.ch/dam/bj/de/data/staat/gesetzgebung/datenschutzstaerkung/vn-ber-d.pdf.download.pdf/vn-ber-d.pdf
https://www.bj.admin.ch/dam/bj/de/data/staat/gesetzgebung/datenschutzstaerkung/ve-ber-d.pdf.download.pdf/ve-ber-d.pdf
https://www.bj.admin.ch/dam/bj/de/data/staat/gesetzgebung/datenschutzstaerkung/ve-ber-d.pdf.download.pdf/ve-ber-d.pdf

	Art. 54 DSG
	3. Abschnitt: Amtshilfe
	Art. 54 Amtshilfe zwischen schweizerischen Behörden
	In Kürze
	I. Allgemeines
	A. Regelungsgegenstand
	B. Entstehungsgeschichte
	C. Normzweck
	D. Zusammenarbeitsformen und Bedeutung
	E. Abgrenzungen
	F. Schranken
	1. Amtsgeheimnis
	2. Grundrechtliche Anforderungen
	3. Grundsatz der Zweckbindung
	4. Spezialitätsprinzip

	G. Durchsetzung und Rechtsschutz

	II. Amtshilfe zugunsten des EDÖB (Abs. 1)
	III. Amtshilfe zugunsten anderer Behörden (Abs. 2)
	A. Amtshilfe an Datenschutzbehörden (lit. a)
	B. Amtshilfe an Strafverfolgungsbehörden (lit. b)
	C. Amtshilfe an Bundesbehörden und kantonale und kommunale Polizeiorgane (lit. c)

	Literaturverzeichnis
	Materialienverzeichnis


